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1. Einleitung 
 

Die deutschen Stadtregionen werden heterogener – wirtschaftlicher Strukturwandel, demo-

graphischer Wandel und soziale Problemlagen treffen die Städte in sehr unterschiedlichem 

Maße. Angesichts zunehmender Unterschiede zwischen Stadtregionen, die eine deutliche Di-

vergenz zwischen Gewinner- und Verliererstädten erkennen lassen, stellt sich die Frage nach 

einer bundesstaatlichen Verantwortung für das Wohl und Wehe der Städte, insbesondere in 

den vermeintlich abgehängten Regionen. Der Topos „Nationale Stadtpolitik“ gewinnt hier 

zunehmend an Bedeutung und fordert eine staatliche Intervention, um weiterhin gleichwertige 

Lebensverhältnisse im Bundesgebiet gewährleisten zu können. Als normativer Hintergrund 

einer solchen Herangehensweise kann die Forderung des Grundgesetzes nach der „Gleichwer-

tigkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet“ – also mit Bezug auf den bundesstaatlichen 

Föderalismus – Art. 72 (2) ebenso herangezogen werden, wie die entsprechende Forderung im 

Raumordnungsgesetz, die mit dem Zusatz „und in allen seinen Teilräumen“ versehen ist (§ 1 

(2,6) ROG). 

 

Nationale Stadtpolitik sollte jedoch nicht als ein umfassender, zentraler Eingriff in die Selbst-

verwaltung interpretiert werden, denn ein solcher Anspruch widerspricht nicht nur dem in 

Deutschland verfassungsrechtlich etablierten Selbstverwaltungsgedanken, sondern auch dem 

international und national feststellbaren Trend zur Dezentralisierung von Staatsaufgaben. 

„Nationale Stadtpolitik“ wird daher als Steuerungsproblem betrachtet, das das Ausbalancieren 

der Forderungen nach gleichwertigen Lebensverhältnissen und nach der Respektierung des 

kommunalen Selbstverwaltungsrechts erfordert. Sie zielt sowohl auf einen zentralstaatlich 
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gelenkten Disparitätenausgleich zwischen den Städten und innerhalb des städtischen Raums 

als auch auf den zentralstaatliche Anreize zur Verbesserung der örtlichen Innovationskraft 

und Wettbewerbsfähigkeit.  

 

Im Folgenden werden die Möglichkeiten und Grenzen „nationaler Stadtpolitik“ ausgelotet. 

Dazu wird zunächst auf die Problemlagen eingegangen, die eine nationale Stadtpolitik erfor-

derlich machen (können) (vgl. 2), um anschließend föderalstaatliche Grenzen und Erfahrun-

gen mit Modellprojekten kritisch zu reflektieren (vgl. 3). Die zentrale These der Ausführun-

gen lautet, dass entgegen der Diskussion um die Notwendigkeit einer nationalen Stadtpoliti-

ken und dem Appell für eine „integrierte“ Herangehensweise zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

die Chancen für die Errichtung einer nationalen Stadtpolitik aus rechtlicher und institutionel-

ler Perspektive als gering erscheinen. Gleichzeitig sind die real zu beobachtenden Projekte 

eher segmentärer (statt integrierter) Natur und folgen einer experimentellen Logik. Ob es 

Möglichkeiten gibt, hier gegenzusteuern, wird in der abschließenden Betrachtung thematisiert 

(vgl. 4). 

2. Aufgaben nationaler Stadtpolitik  
 

Die Herausforderungen, vor denen die Städte stehen, sind vielfältig. Aus der Sicht einer nati-

onalen Stadtpolitik scheinen drei Entwicklungen besonders relevant zu sein.  

 

• Es lässt sich ein Trend zur verstärkten Polarisierung der deutschen Stadtregionen be-

obachten. Prosperierenden und tendenziell wachsenden Regionen (z.B. München, 

Hamburg, Rhein-Main- und Rhein-Neckar-Gebiet) stehen schrumpfende Stadtregio-

nen insbesondere in Ostdeutschland, aber auch in den peripheren oder im wirtschaftli-

chen Strukturwandel befindlichen Gebieten in Nord- und Westdeutschland gegenüber 

(vgl. Gatzweiler/Milbert 2003). Wirtschaftliche Umbrüche und Strukturwandel treffen 

die Stadtregionen in unterschiedlichem Maße. Insbesondere altindustriell geprägte Re-

gionen bleiben im Wettbewerb mit Städten und Stadtregionen, die durch einen Pro-

duktionsschwerpunkt im Bereich der „neuen Technologien“ oder im Dienstleistungs-

bereich gekennzeichnet sind, zurück. Arbeitsmarktprobleme treffen die Städte direkt 

durch steigende Sozialausgaben. In abgehängten Städten ist kaum mehr kommunaler 

Handlungsspielraum vorhanden (vgl. Holtkamp 2007).  
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• Zahlreiche Städte sind von negativer demographischer Entwicklung betroffen. Nach 

übereinstimmenden Prognosen (BBR 2004: 11; Karsten/Wagner 2006: 76) werden in 

vielen Städten die Einwohnerzahlen dauerhaft abnehmen. Der allgemein zu beobach-

tende Geburtenrückgang wird hier durch Abwanderungsprozesse – ins städtische Um-

land oder in prosperierende Regionen – noch verstärkt. Diese Entwicklung wirkt sich 

nicht nur auf die reine Zahl der Bewohner aus, sondern ist auch folgenreich mit Blick 

auf die soziale und altersstrukturelle Zusammensetzung der Städte. Tendenziell wan-

dern insbesondere jüngere und gut ausgebildete Personen aus den Problemregionen ab, 

was einen zusätzlichen brain drain in die Wachstumsregionen zur Folge hat. Woh-

nungs- und Gewerbeleerstand sowie überdimensionierte – nun brachliegende – Infra-

struktur sind die unmittelbar sichtbaren Folgen in den betroffenen Städten. 

 

• Mit Blick auf die sozio-ökonomische Dimension sind sowohl die ‚Verlierer’ als auch 

die ‚Gewinner’ des aktuellen städtischen Wandels vom Problem der zunehmenden so-

zialen Polarisierung im Innern betroffen. Soziale Problemlagen konzentrieren sich in 

bestimmten Stadtquartieren und führen mit dem Wegzug besser situierter Haushalte zu 

einer weiteren Verschärfung der Situation. Von Segregationsprozessen sind insbeson-

dere gering Qualifizierte, aber auch Migranten betroffen. Die residentielle Segregation 

trifft schrumpfende Städte dabei mit doppelter Härte, da sie sich hier als Problemku-

mulation von Bevölkerungsverlust – als wirtschaftspolitisches Problem aufgrund des 

Verlusts von Beschäftigung und Kaufkraft – und Notwendigkeit der Versorgung sozial 

benachteiligter Bevölkerungsteile darstellt (vgl. Friedrichs 1995; Häußermann 2005). 

 

Angesichts dieser Problemdiagnose wird die Forderung nach einer „nationalen Stadtpolitik“ 

lauter (vgl. Mäding 2006; Pohle 2006). Die von nachteiligem sozialstrukturellem und ökono-

mischem Wandel betroffenen Städte seien nicht mehr in der Lage die kumulierenden Prob-

lemlagen aus eigener (kommunalpolitischer) Kraft zu stemmen:  

 

„Diese Städte sind bei der Bewältigung sowohl der sozioökonomischen als auch der baulich-
räumlichen Folgen auf Unterstützung von außen angewiesen“ (Häußermann 2005, S. 3). 
 

Diese Verantwortung wird zunehmend auf Bundesebene reklamiert. Auf einer Tagung mit 

dem paradigmatischen Titel „Auf dem Weg zu einer nationalen Stadtentwicklungspolitik“1 

                                                 
1 Der Bundeskongress „Auf dem Weg zu einer nationalen Stadtentwicklungspolitik“ fand am 2. Juli in Berlin 
statt und vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) in Kooperation mit der 
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und dem Ergebnis des „Berliner Memorandums“ hat Bundesminister Wolfgang Tiefensee im 

Juli 2007 erklärt:  

 

„Gerade wenn die Prognosen für die städtische Entwicklung immer unsicherer werden, muss 
das Engagement für unsere Städte und Gemeinden wachsen. (…) Das gilt zunächst für die 
nationale Ebene. Wir brauchen eine nationale Verständigung darüber, wie die wichtigen 
Themen der städtischen und gesellschaftlichen Zukunft behandelt werden sollen“ (BMVBS 
2007: 3). 
 

Diese Einschätzung wird auch auf europäischer Ebene geteilt. Einerseits widmet die EU hier 

im Rahmen ihrer Kohäsionspolitik ab 2007 dem Thema der „nachhaltigen Stadtentwicklung“ 

formell eine über bereits bekannte Initiativen der 1990er Jahre hinausreichende Aufmerksam-

keit. In den von der Europäischen Kommission entworfenen Strategischen Leitlinien der EU 

für die Kohäsionspolitik zwischen 2007 und 2013 (Kohäsionsleitlinien) wird die Unterstüt-

zung der Stadtentwicklung als ein Schwerpunkt angeführt (Rat der EU 2006: 29-30), auf des-

sen Beachtung die Kommission bei den Verhandlungen über die Operationellen Programme 

der Mitgliedstaaten bzw. der zu fördernden Regionen drängen soll. Andererseits hat sich seit 

der Verabschiedung des Europäischen Raumentwicklungskonzepts (EUREK) im Jahr 1999 

informell eine lebendige Kooperation zwischen den für Raumordnungs- und/oder Stadtent-

wicklungsfragen zuständigen nationalen Ministern entwickelt, in deren Rahmen auch die Fra-

ge der Entwicklung in den europäischen Städten und Stadtregionen behandelt wird. Die im 

Mai 2007 in Leipzig unter deutscher EU-Ratspräsidentschaft beschlossene „Leipzig Charta 

zur nachhaltigen europäischen Stadt“ und die „Territoriale Agenda der EU“ bilden nur die 

vorläufigen Schlusspunkte einer ganzen Reihe von Dokumenten des Informellen Rates der für 

Stadt und Raumentwicklung zuständigen Minister der EU. Neben objektiven Problemdiagno-

sen hat auch dieser europäische Diskurs dem Thema der Stadtentwicklung auf der nationalen 

Ebene zu wachsender Prominenz verholfen und seine politische und z.T. auch öffentliche 

Wahrnehmung als Herausforderung von gesamtstaatlichem Interesse zusätzlich verstärkt.  

 

Charakteristisch für den „neuen“ Stadtpolitik-Diskurs in Deutschland ist zweierlei. Zunächst 

erfolgt eine explizite Betonung „integrierter“ Politiken. Als wesentliche Politikfelder werden 

hier diskutiert: 

- Städtebaupolitik 

- Wirtschafts- und regionale Strukturpolitik 
                                                                                                                                                         
Bauministerkonferenz/Konferenz der für Städtebau, Bau- und Wohnungswesen zuständigen Minister und Sena-
toren der Länder (ARGEBAU), dem Deutschen Städtetag und dem Deutschen Städte- und Gemeindebund orga-
nisiert. 
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- Wohnungspolitik 

- Umweltpolitik 

- Jugend- und Bildungspolitik 

- Integrationspolitik 

 

Ein zweites Charakteristikum der Stadtpolitikdiskussion ist der trotz allen Appellen an integ-

rierte Politiken deutliche bias in Richtung „Stadtentwicklungspolitik“. Dieser ist sowohl mit 

Blick auf die Zusammensetzung der „Policy Community“ zu beobachten, die sich aktiv an der 

der Debatte beteiligt (zahlreiche Stadtplaner und Stadtsoziologen), als auch mit Blick auf die 

bislang tatsächlich realisierten Programme (s.u.).2 Die „normale Stadtpolitik“ i.S. einer Poli-

tik, die die Folgen supranationaler und nationaler politischen Entscheidungen für die Städte 

und Kommunen (echte und unechte Kommunalisierungen, finanzpolitische Entscheidungen, 

neue regulative Politiken, Rolle der Deregulierungs- und Liberalisierungspolitiken der EU) 

auf der lokalen Ebene abfedern hilft, wird eigentümlich vernachlässigt. Betrachtet man die 

aktuellen bundespolitischen Maßnahmen im Bereich der Kinderbetreuung oder die in vielen 

Bundesländern verfolgten Kommunalisierungen von Aufgaben im Rahmen von Verwaltungs-

strukturreformen bietet sich genug Anlass über Politik gegenüber den Städten zu reflektieren 

(vgl. Bogumil 2007; Ebinger/Bogumil 2008). 

 

Bevor auf Erfahrungen mit konkreten Programmen eingegangen wird, wird aus einer politik-

wissenschaftlichen Perspektive der Möglichkeitsraum einer nationalen Stadtpolitik skizziert, 

die beiden Ansprüchen – Disparitätenausgleich und Unterstützung der Kommunen bei der 

Bewältigung des allgemeinen kommunalen Aufgabenwandels – gerecht werden könnte. 

                                                 
2 Über diesen engen Fokus hinaus geht Heinrich Mäding (2006), der eine ganze Reihe von Maßnahmen themati-
siert, die Stadtpolitik in einem „weiten“ Sinne thematisieren: Dazu zählt er etwa „Stadtverträglichkeitsprüfun-
gen“ in Gesetzgebungsverfahren, finanzpolitische Maßnahmen im Bereich der Gemeindefinanzen und die Auf-
gabenteilung im Verwaltungsföderalismus. 
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3. Spielräume und Chancen „nationaler Stadtpolitik“ 
 

Dem soeben skizzierten Aufgabenspektrum nationaler Stadtpolitik stehen einige Einschrän-

kungen bezüglich der bundespolitischen Handlungskompetenz gegenüber (3.1). Die besonde-

re Situation, die aus dem föderalen Staatsaufbau resultiert, wird gerade dann deutlich, wenn 

man einen kurzen Vergleich mit eher unitarisch verfassten Staaten vornimmt (3.2). Welche 

Spielräume für nationale Stadtpolitik innerhalb dieses institutionellen Handlungsrahmens be-

stehen, wird abschließend anhand der Erfahrungen bundespolitischer Stadtentwicklungspoli-

tik, insbesondere mit den Programmen „Soziale Stadt“ und „Stadtumbau Ost“ ausgelotet (vgl. 

3.3.). 

3.1 Föderalstaatliche Grenzen nationaler Stadtpolitik  
 

Die Zuständigkeiten der Bundesebene für stadtpolitische Entscheidungen sind begrenzt (vgl. 

z.B. Bogumil/Jann 2005, S. 56-65). Zunächst fehlt eine formale bundesstaatliche Kompetenz 

für Stadtpolitik. Durch die Föderalismusreform 2006 wurde zudem der Spielraum, den der 

Bund in einzelnen Politikfeldern zur stadtpolitischen Intervention prinzipiell besitzt, noch 

weiter eingeschränkt. Stadtpolitik im umfangreichen Sinne ist daher weitgehend Ländersache 

bzw. der kommunalen Selbstverwaltung überantwortet.  

 

Der Bund besitzt als zentralstaatliche Ebene im föderalen Deutschland im Gegensatz zu zahl-

reichen Staaten mit unitarischer Tradition lediglich eingeschränkte Manövrierfähigkeit für 

eine autonome Reaktion auf regionale demographische und sozio-ökonomische Entwick-

lungstendenzen. Im Verfassungsrecht werden ihm nur sehr begrenzte eigene Spielräume zur 

Steuerung der Stadtentwicklung eingeräumt. Bei der Durchführung entsprechender Maßnah-

men kann er sich im Wesentlichen auf die erwähnte normative Forderung des Grundgesetzes 

nach „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ (Art. 72 (2)) berufen. Konkretisiert 

wird diese Forderung im Raumordnungsgesetz durch den Zusatz „in allen seinen Teilräumen“ 

(§ 1 (2,6) ROG).3 Allerdings nennt das Grundgesetz auch zwei eindeutige Schranken für eine 

„nationale Stadtpolitik“. Zum einen räumt es den Städten und Gemeinden kommunale Selbst-

verwaltung „in allen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft“ (Art. 28 (2)) ein und zum 

zweiten überträgt es den Ländern die Kompetenz der Rechtsetzung für die Kommunen und 

das Recht der Aufgabenübertragung. Das Grundgesetz verbietet seit der jüngsten Föderalis-

                                                 
3 Gleichzeitig wird aber im gleichen Absatz gefordert, die „prägende Vielfalt der Teilräume zu stärken“. 
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musreform dem Bund die direkte Aufgabenübertragung an die Kommunen: „Durch Bundes-

gesetz dürfen Gemeinden und Gemeindeverbänden Aufgaben nicht übertragen werden“ (Art. 

84 (1)) (vgl. Benz 2006). Hinsichtlich der raumbezogenen Politiken wird die Rahmenkompe-

tenz des Bundes im Bereich der Raumordnung aufgehoben und die Zuständigkeit für die sozi-

ale Wohnraumförderung vollständig auf die Länderebene übertragen. Die Möglichkeiten, statt 

durch Recht durch direkte Finanzzuweisungen an die lokale Ebene zu steuern sind sehr be-

schränkt angesichts der für diese Zwecke zur Verfügung stehenden Töpfe und verteilungspoli-

tischer Begehrlichkeiten. 

 

Zudem fehlt es dem Bund an eigenständigen Kompetenzen in einigen als zentral erachteten 

Handlungsfeldern einer „nationalen Stadtpolitik“, die besonders unter dem Gesichtspunkt 

einer „integrierten“ Politik bedeutsam werden. Dies gilt etwa für die in der Leipzig-Charta 

erwähnten Bereiche der aktiven Kinder- und Jugend- sowie der Bildungspolitik, die Gegens-

tand der konkurrierenden Gesetzgebung sind bzw. im Zuständigkeitsbereich der Länder lie-

gen. Ähnliches gilt für die in der Leipzig Charta ebenfalls erwähnte Aufgabe der Wirtschafts-

strukturförderung und damit der Förderung der lokalen Ökonomie. Diese ist laut Grundgesetz 

nach wie vor als Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe organisiert („Verbesserung der regiona-

len Wirtschaftsstruktur“ Art. 91a (1) GG). Sie kann daher nur unter Mitwirkung der Länder 

erfüllt werden, was wiederum von vorn herein die Erwartung des Auftretens der seit langem 

bekannten Koordinationsprobleme aufgrund der institutionell verfestigten föderalen Politik-

verflechtung in diesem Politikbereich nährt (vgl. klassisch Scharpf et al. 1976). 

 

Schließlich ist die bundespolitische Handlungsfähigkeit gerade auch in jenem ressortmäßig 

abgegrenzten Politikbereich massiv eingeschränkt, der jüngst die Vorreiterstellung hinsicht-

lich der Errichtung einer nationalen Stadt- bzw. „Stadtentwicklungspolitik“ für sich rekla-

miert, dem Bereich der Verkehrs-, Bau- und Stadtentwicklungspolitik. Das zuständige Minis-

terium kann im Wesentlichen auf die geringen, im Bundeshaushalt für die Städtebauförderung 

zur Verfügung gestellten Finanzmittel als direktes Steuerungsinstrument zurückgreifen. Unter 

Mitwirkung der in der ARGEBAU versammelten zuständigen Minister auf Länderebene hat 

der Bund seit Beginn der 1990er Jahre – vielfach in Reaktion auf die räumlichen Folgewir-

kungen der deutschen Vereinigung – mehrere aus Mitteln der Städtebauförderung finanzierte 

Initiativen im Bereich der Stadtentwicklung gestartet. Zu nennen sind hier das Programm zum 

städtebaulichen Denkmalschutz ab 1991, das Programm „Stadtumbau Ost“ ab 2002, das im 

Jahr 2003 durch ein auf Westdeutschland fokussiertes Modellprojekt zum „Stadtumbau West“ 
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ergänzt wurde und insbesondere das 1999 initiierte Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit 

besonderem Entwicklungsbedarf – die Soziale Stadt“4. Diese Programme werden durch zu-

sätzliche Modellprojekte zur Ermittlung neuer Problemlösungsstrategien und Handlungskon-

zepte im Bereich der Stadtentwicklung ergänzt, die aus dem Ressortforschungsprogramm 

ExWoSt5 finanziert sind. Insgesamt bleiben die genannten Maßnahmen auf die sektorale Initi-

ative des BMVBS beschränkt und es gibt nur wenige Beispiele für eine intersektorale Koordi-

nierung mit anderen Ressorts.  

 

Die Schwierigkeiten, mit denen das Projekt der Errichtung einer „nationalen Stadtpolitik“ im 

förderalen, und durch eine ausgeprägte bürokratische Verwaltungstradition geprägten 

Deutschland beinahe zwangsläufig konfrontiert scheint, verdeutlichen sich nochmals durch 

einen Blick über die Grenzen. An den Beispielen Frankreichs und Großbritanniens (GB) zeigt 

sich, dass die Spielräume nationaler Stadtentwicklungsförderung hierzulande wesentlich ein-

geschränkter sind als in europäischen Nachbarländern.  

3.2 Internationaler Vergleich: Stadtpolitik in Frankreich und Großbritannien 
 

Die französischen Kommunen sind neben den Departements, Regionen und interkommunalen 

Kooperationsverbänden (EPCI) in der Verfassung der V. Republik als territoriale Gebietskör-

perschaften anerkannt. Sie genießen seit Ende des 19. Jahrhunderts das Recht zur Selbstver-

waltung, waren jedoch, dessen ungeachtet, bis zum Beginn der Dezentralisierungsreformen 

im Jahr 1982 aufgrund ihrer faktisch eingeschränkten Handlungsfähigkeit aus eigener Kraft 

kaum zur Durchführung einer Stadtentwicklungspolitik in der Lage. Im Zuge der beiden ‚Ak-

te’ der französischen Dezentralisierung 1982-84 und 2003-04 wurden der kommunale Funkti-

onsradius und die Leistungskraft erweitert (Fonjoret 2004). Dennoch bleibt der Staat gerade 

auch im Feld der Raumentwicklung weiterhin tonangebend (Goldsmith 2005: 108).  

Die Stadt(entwicklungs)politik war in Frankreich bis 1982 integraler Bestandteil der allge-

meinen staatlichen Wirtschafts- und Sozialplanungspolitik (planification). Ab 1977 reagierte 

der Zentralstaates auf soziale Entwicklungsprobleme in den Vorstädten mit dem Aufbau einer 

eigenen „sozialen Stadtentwicklungspolitik“. Diese Politique de la ville wurde von Anfang an 

mit dem Anspruch einer integrierten, städtebauliche, sozial- und sicherheitspolitische Aufga-

ben einschließenden Problembearbeitung verknüpft (Blanc 2002). Sie entwickelte sich in 

mehreren Etappen zu einem eigenen Interventionsfeld des Staates (vgl. Jaillet 2003), wobei 

                                                 
4 Nachfolgend kurz „Soziale Stadt“. 
5 Experimenteller Wohnungs- und Städtebau. 
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der staatliche Steuerungsanspruch 1989/90 durch die Errichtung spezifischer stadtentwick-

lungspolitischer Institutionen auf der zentralstaatlichen Ebene dokumentiert wurde.6 

 

Die Steuerung der als neue wohlfahrtsstaatliche Aufgabe angelegten, komplexen Politique de 

la ville wirft dabei insgesamt mehrere Probleme auf. Erstens sind mit dem zentralstaatlichen 

Kontrollanspruch Tendenzen zur immer detaillierteren Regulierung örtlicher Entwicklungs-

aufgaben und in der Folge zum beständigen Anwachsen des finanziellen Aufwands für die 

Politique de la ville verbunden7. Eine zweite Steuerungsherausforderung liegt in der Tendenz 

zur Produktion kommunaler Mitnahmeeffekte (Neumann 2006: 11). Diese treten auch unge-

achtet der Tatsache ein, dass die Vergabe staatlicher Fördergelder an die Städte an den „ob-

jektiven“ Nachweis von Bedürftigkeitstatbeständen, z.B. überdurchschnittlich hohe Arbeitslo-

sigkeit, gekoppelt ist und der Zentralstaat die entsprechend notwendigen Informationen selbst 

erhebt – seit 2004 ist dafür das „Observatoire nationale des Zones urbaines sensibles“ (ON-

ZUS) zuständig. Drittens sieht sich der Zentralstaat zur Realisierung der nationalen Stadtent-

wicklungsziele immer wieder zur indirekten hierarchischen Intervention in die lokale Ent-

wicklung veranlasst. Dies geschieht über die Regulierung der Bedingungen zur örtlichen 

Ausweisung lokalwirtschaftlicher und städtebaulicher Sonderentwicklungszonen auf Basis 

des Städtebaugesetzbuchs und geht zu Lasten der kommunalen Handlungsfreiheit (Neumann 

2006; Donzelot 2007: 375). Und viertens schließlich ergibt sich ein Hindernis für die Steue-

rung der Politique de la ville aus der Existenz zahlreicher Vetopunkte. Den Regionen, Depar-

tements und EPCI wurden im Zuge der Dezentralisierung stadtentwicklungsrelevante Aufga-

ben übertragen, die koordiniert werden müssen, um den Erfolg des lokalen Stadtentwick-

lungsprogramms zu gewährleisten.  

 

Die britischen Kommunen haben – da keine geschriebene Verfassung existiert – keinen ver-

fassungsrechtlich geschützten Status. Sie sind jederzeit der Souveränität des Parlaments un-

terworfen. Die Doktrin der Parlamentssouveränität drückt sich im ultra vires-Prinzip aus: Den 

Kommunen sind nur diejenigen Tätigkeiten erlaubt, wofür sie vom Parlament ausdrücklich 

autorisiert sind. Dieses Prinzip wurde erst 2002 aufgeweicht. Dies hat weitgehende Eingriffs- 

und Steuerungsmöglichkeiten des Zentralstaats zur Folge, wovon dieser seit den konservati-

                                                 
6 Zu nennen sind hier u.a. zentralstaatliche Verwaltungsbehörde DIV (Délégation interministérielle à la Ville), 
das stadtentwicklungspolitischen Entscheidungsgremium CIV (Comité interministériel pour la Ville) unter Vor-
sitz des Premierministers und der ‚delegierte’ nationalen Städteminister. 
7 Im Zeitraum zwischen 1994 und 2006 wuchs das Volumen der jährlichen Ausgaben des Staates im Bereich der 
Politique de la ville von ca. 1,3 Milliarden Euro auf circa 6 Milliarden Euro an. 
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ven Regierungen auch regen Gebrauch macht. Auch unter New Labour änderte sich an die-

sem zentralstaatlichen Zugriff wenig.  

 

In Großbritannien stand Stadt(entwicklungs)politik seit der Regierung Blair hoch auf der 

staatlichen Agenda. Das Schlagwort war „Urban Renaissance“. Stadtpolitik hat hier einen 

breit integrierten Ansatz, der unter „Urban Regeneration“ firmiert und neben dem städtebauli-

chen auch soziale und ökonomische Aspekte umfasst. Es wurde 1998 eine „Urban Task For-

ce“ und später eine zentralstaatliche Stabsstelle beim Premier eingerichtet, die Strategien ei-

ner koordinierten Bekämpfung der Problemlagen in benachteiligten Stadtgebieten ausarbeitet 

und deren Umsetzung kontrolliert und bewertet. In Großbritannien liegt zwar das Recht der 

städtebaulichen Planung bei den Kommunen bzw. seit 2004 den regionalen Planungskörper-

schaften. Die zentralstaatliche Ebene regiert jedoch bis hin zu planerischen Einzelentschei-

dungen in die lokale Ebene hinein (vgl. Wollmann 2006a). Neben dem diskretionären Zugriff 

steht dem Zentralstaat mit dem Ansatz des Joined-Up Governance, das die gezielte zentral-

staatliche Förderung von Kooperationen verschiedener Akteure auf lokaler Ebene (Lokalver-

waltungen, zentralstaatliche Agencies (z.B. „English Partnerships“), Quasi-autonomous non-

governmental Organizations etc.) ein weiterer integrativer Politikansatz zur Verfügung (vgl. 

Stoker 2004: 153-174), der tendenziell den Zentralstaat gegenüber den Städten und Gemein-

den stärkt. Die Kompetenzen der letzteren sind seit der Thatcher-Ära zunehmend ausgehöhlt, 

so dass die Kommunalverwaltungen nur noch einen Spieler unter vielen auf der städtischen 

Arena ausmachen (vgl. Rydin 2003: 286). Die zentralstaatliche Stadtpolitik besteht aus einer 

größeren Anzahl von Förderprogrammen, die meist unter Federführung der Regierungsagency 

„English Partnerships als lokale „strategische“ Partnerschaften implementiert werden. Die 

Fördergelder8 werden wiederum nur an lokale Partnerschaften, nicht an die Stadtverwaltungen 

direkt vergeben. Allerdings geht dies auf Kosten einer effizienten Koordinierung der Akteure 

„vor Ort“ mit fehlender Rückbindung an die demokratisch legitimierten Körperschaften auf 

lokaler Ebene. Gerade in Großbritannien sind die „Partnerships“ mit Koordinierungsproble-

men und fehlender demokratischer Legitimation konfrontiert, was den britischen Fall zumin-

dest in kritischem Licht erscheinen lässt. 

 

Der Vergleich zeigt vor dem Hintergrund ähnlicher Problemlagen ungleich höhere Interventi-

onsmöglichkeiten des Zentralstaats in Frankreich und GB. Diese stärkeren Einflussmöglich-

                                                 
8 1998 wurde das staatliche Programm New Deal for Communities“ mit ca. 3 Mrd. Euro Höhe Fördersumme für 
eine Laufzeit von zehn Jahren aufgelegt, 2001 das Programm „New Commitment to Neighbourhood Renewal“, 
das zum Ziel hat räumliche Disparitäten zu verringern (1,5 Mrd. Euro in den Jahren 2004/05). 
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keiten bedeuten jedoch nicht zwangsläufig „bessere“ Ergebnisse. Mehr noch als den ver-

meintlichen ‚Wettbewerbsvorteil’, der sich aufgrund der zentralstaatlichen Lenkung der 

Stadtentwicklung für französische und britische Städte innerhalb Europas ergeben könnte, legt 

der Vergleich Steuerungsprobleme offen, die in Folge der Errichtung nationaler Stadtpolitik 

entstehen können, sofern diese als staatliche Interventionsaufgabe im klassischen Sinne ver-

standen wird. Wie wir aus der vergleichenden Lokalforschung wissen, haben die jeweiligen 

Arrangements zwischen Zentralstaat und Kommunen verschiedene Vor- und Nachteile (vgl. 

Wollmann 2006b; 2008; Kuhlmann 2007). Die eher aufgabenbezogene Herangehensweise in 

den unitarischen Staaten, in denen der staatliche Einfluss über dekonzentrierte Verwaltungs-

einheiten teilweise bis auf die lokale Ebene hinunterreicht, kann eine stärkere vertikale Kon-

trolle und fachliche Vorteile der Spezialisierung aufweisen. Allerdings leidet darunter mitun-

ter die Rückbindung an die lokale Ebene, wenn Transparenzprobleme auftreten oder die örtli-

che Interessenstruktur nicht ausreichend berücksichtigt wird. Die Vorteile des starken ge-

bietsorientierten Lokalmodells mit dezentraler Aufgabenbündelung in den Gebietskörper-

schaften in Deutschland lassen sich demgegenüber kurz mit den Stichworten Problemnähe, 

demokratische Kontrolle vor Ort und Harmonisierung konkurrierender Aufgaben und Prob-

leme (z.B. Verkehr, Wirtschaft und Umwelt) umreißen. Der Preis der Verantwortung vor Ort 

ist wiederum eine festzustellende Divergenz in der Aufgabenwahrnehmung und teilweise 

Transparenzprobleme für die zentralstaatliche Ebene. Die prinzipielle Problemlösungsfähig-

keit vor Ort belegen zahlreiche deutsche Städte, die angesichts der demographischen Heraus-

forderungen innovative Strategien ohne bundespolitische Rahmensetzung entwickeln (vgl. 

Beispiele in Strohmeier et al. 2003; Bertelsmann Stiftung 2004). Vor diesem Hintergrund 

könnte dem Staat eher die Rolle eines Informationsvermittlers und Innovationsförderers zu-

kommen, der „Best Practices“ kommuniziert und ihre autonome lokale Erarbeitung gezielt 

unterstützt. 

3.3 Erfahrungen nationaler Stadtpolitik  
 

In Deutschland schienen die einzelnen Bundesregierungen seit Antritt der rot-grünen Koaliti-

on im Jahr 1998 zwar entschlossen, die (soziale) Stadtentwicklung und Stadtpolitik zu einer 

nationalen Aufgabe zu machen – dies wurde zuletzt darin deutlich, dass das für u.a. Städtebau 

und Stadtentwicklung zuständige Bundesministerium seit Amtsantritt der Großen Koalition 

im Herbst 2005 das Wort „Stadtentwicklung“ erstmals auch offiziell im Namen führt. Die 

Einrichtung ähnlicher Koordinationsgremien, wie sie in Frankreich und Großbritannien exis-

tieren, ist in diesem Zusammenhang allerdings nicht in Sicht, abgesehen davon, dass der Wert 
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solcher Gremien aufgrund der fehlenden Zuständigkeiten des Bundes in einzelnen einschlägi-

gen Politikbereichen fraglich erscheint. Gleichzeitig fehlt es in Deutschland auch am staatli-

chen Instrumentarium zur bundesweit einheitlichen Dokumentation örtlicher Entwicklungs-

tatbestände. Derzeit erschöpft sich die nationale Stadtpolitik hierzulande in der Durchführung 

einzelner Modellprogramme, darunter insbesondere die beiden ‚Aushängeprogramme’ 

„Stadtumbau Ost“ und „Soziale Stadt“. Dabei beinhaltet nationale Stadtpolitik weniger die 

(Mit)Gestaltung der lokalen Entwicklung als vielmehr die Prüfung der Anträge einzelner 

Städte für städtebauliche Fördergelder.  

 

Das „Programm Stadtumbau Ost“ (2002) beschäftigt sich in erster Linie mit dem Abriss und 

Rückbau von Häusern und ganzen Straßenzügen, insbesondere von Plattenbausiedlungen, um 

die von Schrumpfung und Abwanderung betroffenen ostdeutschen Innenstädte und auch die 

ostdeutsche Wohnungswirtschaft zu stabilisieren. Vor dem Hintergrund enormer Leerstände 

sollten so die bestehenden Wohnlagen vor Abwertung geschützt werden und eine Fragmentie-

rung der Städte verhindert werden. Voraussetzung für die antragsbasierte Förderung ist das 

Vorliegen integrierter Stadtentwicklungskonzepte der Städte. Neben wohnungswirtschaftli-

chen Aspekten sollten diese ressortübergreifend die längerfristige Entwicklung der Städte 

unter infrastrukturellen, sozialpolitischen und städtebaulichen Aspekten festlegen. Zwar sollte 

ursprünglich die Hälfte der Mittel in die Aufwertung des vorhandenen Wohnungsbestandes 

fließen; jedoch wurde im Verlauf des Programms der Anteil der Abrissförderung immer wei-

ter erhöht, was zu erheblicher Kritik an der Implementation des Programms führte (vgl. 

Brandstetter et al. 2005). Bis 2009 soll der Abriss von insgesamt 350.000 Wohnungen geför-

dert werden. Die dafür aufgewendeten Mittel in Höhe von 2,7 Mrd. Euro übertreffen die aller 

anderen aus dem Etat des BMVBS finanzierten Programme. Neben der skizzierten Zielver-

schiebung hin zum „Abrissprogramm Ost“ wurden zahlreiche Mitnahmeeffekte kritisiert, die 

trotz einer Eigenbeteiligung der Städte ein grundsätzliches Steuerungsproblem der antragsba-

sierten Förderprogramme darstellt. Außerdem fehlten weitgehende Qualitätskontrollen und 

Evaluationen über die Mittelverwendung (vgl. Brandstetter et al. 2005: 5). 

 

Das Programm „Soziale Stadt“ ist 1999 aus einer bereits 1996 gestarteten Initiative der Län-

der hervorgegangen, die die Durchführung von Modellprojekten zur Entwicklungsförderung 

in benachteiligten Stadtquartieren beinhaltete. Das Programm hat zum Ziel, das Abrutschen 

benachteiligter Stadtteile und ihrer Bewohner „ins soziale Abseits“ (VV-Städtebauförderung 

1999: 4) zu verhindern und den sich verschärfenden sozio-ökonomischen, städtebaulichen und 
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infrastrukturellen Problemen in Folge sozialräumlicher Segregation entgegen zu wirken. Zum 

Erreichen dieser Zielsetzung beruht „Soziale Stadt“ u.a. auf einem vermeintlich neuartigen 

Ansatz für staatliches und kommunales Handeln. Mit dem „integrierten Ansatz“, der seit Be-

ginn der 1990er Jahre in entsprechenden Initiativen einzelner Kommunen und Bundesländer 

entwickelt wurde, sollen die genannten Entwicklungsprobleme gebietsbezogen einer sektor-

übergreifend ganzheitlichen Lösung zugeführt werden. Dieser Ansatz stellt auch ein wesentli-

ches Kennzeichen der europäischen stadtentwicklungspolitischen Gemeinschaftsinitiativen 

URBAN I und II dar. Auf Basis des von der ARGEBAU 1998 entwickelten und inzwischen 

mehrfach aktualisierten Leitfadens wählen die einzelnen Bundesländer auf Antrag Teilneh-

mer-Städte aus. Diese profitieren zur Durchführung stadtentwicklungspolitischer Projekte in 

ausgewählten betroffenen Stadtteilen von der Städtebauförderung des Bundes und der Länder, 

wobei ein kommunaler Eigenanteil von dreißig Prozent der Fördersumme Voraussetzung ist.  

 

Grundlegend für „Soziale Stadt“ ist die Idee, die Aufwertung und Förderung benachteiligter 

Stadtteile mit den Mitteln und Instrumenten der einschlägigen Politikbereiche (Wohnen; Ver-

kehr; Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik; Wirtschaftsförderung; Sicherheitspolitik; In-

tegrationspolitik; Familien- und Jugendhilfe; Frauen; Gesundheit; Umwelt; Kultur und Frei-

zeit) „aus einer Hand“ (VV-Städtebauförderung 1999: 5) zu organisieren. Daher zeichnet sich 

das Programm durch einen stark dezentralen Ansatz aus – Voraussetzung für die Programm-

teilnahme ist die Vorlage eines unter Beteiligung aller relevanten Akteure vor Ort formulier-

ten integrierten Entwicklungskonzepts, das wiederum in „partnerschaftlicher“ Kooperation 

der kommunalen und nicht-staatlichen Akteure und Bürger vor Ort implementiert wird. Eine 

wesentliche Voraussetzung für das Gelingen des Programms liegt darin, dass die entspre-

chenden Ministerien auf den staatlichen Ebenen, beim Bund und den Ländern kooperieren 

und sich über die Mittelverwendung zugunsten der sozialen Stadtentwicklung untereinander 

abstimmen.  

 

Vorderhand hat sich die „Soziale Stadt“ seit 1999 zu einem Erfolgsprogramm entwickelt – 

das ursprüngliche Volumen der für das Programm im Rahmen der Städtebauförderung zur 

Verfügung gestellt Fördermittel (100 Millionen DM im Jahr 1999) wurde seit dem Pro-

grammstart um 60 Prozent erhöht (Aehnelt 2005: 64).9 Zudem sind auch der Kreis der teil-

nehmenden Städte und die Anzahl der geförderten Projekte während der Programmlaufzeit bis 

heute beständig angestiegen – wenn auch in jüngerer Zeit mit verlangsamtem Tempo. Den-
                                                 
9 Wobei sein relativer Anteil an den Finanzhilfen des Bundes im Rahmen der Städtebauförderung von durch-
schnittlich circa 18 Prozent sich nicht wesentlich geändert hat (Aehnelt 2005: 64). 
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noch zeigt die Zwischenevaluation des Programms „Soziale Stadt“ bei allen Erfolgen auf lo-

kaler Ebene eine mangelnde integrative Zusammenarbeit der Fachressorts auf Bundes- und 

Landesebene auf (vgl. Häußermann 2005; IfS 2004). So sind etwa auf Bundesebene Politik-

initiativen anderer Ressorts, die ausgesprochen auf die Ziele der sozialen Stadtentwicklung 

hin orientiert sind und damit die Aktivitäten des BM Verkehr, Bau und Stadtentwicklung er-

gänzen können, bis heute die Ausnahme geblieben. Einzig das Programm „Entwicklung und 

Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunkten (E&C)“ des Bundesministeriums für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend stellt eine Ergänzung unter integrativem Gesichtspunkt 

dar.  

 

Der Blick auf die beiden Programme legt die widersprüchlichen Bedingungen für den Erfolg 

einer nationalen Stadtpolitik in Deutschland offen. Beim derzeit dominierenden deutschen 

Programmansatz handelt es sich in der Regel um zeitlich begrenzte Programme, die wenig 

echten Handlungsspielraum und Möglichkeiten zum ‚Experimentieren’ eröffnen. Zur Verfü-

gung stehende Finanzmittel sind relativ gering. Zudem ist das ‚Programmportfolio’ disparat 

und lässt weniger Anspruch erkennen, auf einleitend genannten globalen Herausforderungen 

antworten zu wollen (dies gilt vor allem für das erfolgreiche Programm „Soziale Stadt“). 

Schließlich zeigen sich auch bei dem vergleichsweise neuen Programmansatz die verteilungs-

politischen Grenzen des zentralstaatlichen Steuerungs- und Aktivierungsanspruchs: als Ge-

genstück zu „Stadtumbau Ost“ hat der Bund nach entsprechenden westdeutschen Protesten 

zusätzlich das Programm „Stadtumbau West“ ins Leben gerufen. Inhaltlich scheint nicht die 

enge Fixierung auf ein öffentliches Aufgabenfeld, sondern in der Tat ein integrierter policy-

Ansatz geboten. Allerdings zeigt gerade das Beispiel der „Sozialen Stadt“, dass im verfloch-

tenen und bürokratischen Staat der Bundesrepublik die Realisierung der dazu unerlässlichen 

Koordinationsleistungen auf allen Ebenen äußerst schwierig ist. 

 

Aus verwaltungswissenschaftlicher Perspektive überrascht dieser Befund wenig, wurde doch 

seit den 1970er Jahren eine dominante „negative Koordination“ (Scharpf 1973) der Ministeri-

alverwaltungen thematisiert. Umfassende Koordinierungsleistungen zwischen Ministerien, die 

zur Verwirklichung des Politik-integrierenden Anspruchs notwendig erscheinen, sind nicht 

einfach zu erbringen. Dies das hat sich bereits an Planungs- und Raumordnungspolitik der 

1970er Jahre erwiesen (Scharpf/Schnabel 1979). Konkret zeigt sich in den betrachteten stadt-

politischen Initiativen ebenfalls ein Vorrang negativer Koordination. Gleichzeitig zeichnet 

sich bei der schmalen interministeriellen Unterstützung für die soziale Stadtentwicklungspoli-
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tik eine ‚Koalition der Schwachen’ ab, die die Forderungen „integrierter“ Politik zur Sache 

der in die ‚harte’ Politik eher unintegrierten Fachressorts macht. Die für Wirtschaft oder Be-

schäftigung zuständigen Bundesministerien haben sich in dieser Hinsicht bislang eher zu-

rückgehalten und auch aus dem u.a. für die Integration von Migranten zuständigen Bundesin-

nenministerium kam bisher lediglich verhaltene Unterstützung (Aehnelt 2005: 65). 

 

Der Anspruch der Errichtung einer nationalen Stadtpolitik ist somit, wie die Erfahrungen zei-

gen, mit einem engen Ressortfokus und Planungsbias verknüpft. Sie wird in der Praxis zudem 

in der Regel als „Stadtentwicklungspolitik“ konstruiert. Ein weiterer Begriff von Stadtpolitik 

müsste dagegen auch die Folgen nationaler und europäischer politischer Entscheidungen für 

die Städte und Kommunen systematisch berücksichtigen. Dies erfolgt jedoch vor dem Hinter-

grund der sektoralen Segmentierung nach ministeriellen und z.T. auch außerhalb der Ministe-

rialbürokratie, z.B. bei der Bundesagentur für Arbeit, angelagerten Zuständigkeiten bislang 

nicht. Kurz gesagt: es gibt auf staatlicher Ebene keinen zentralen Prinzipal, der eine Kompe-

tenz für eine integrierte Stadtpolitik aufweisen könnte, noch auf städtischer Ebene einen zent-

ralen Agenten, der für die Ausführung verantwortlich ist.10 Vielmehr zeichnet sich sowohl auf 

europäischer als auch auf nationaler Ebene ab, dass Stadtpolitik häufig in einer „Koalition der 

Schwachen“ aufgegriffen wird. Besonders im Kabinett eher nachrangige Ministerien greifen 

auf Stadtpolitik zurück, um sich mit Hilfe der Kommunen zu profilieren. Eigentlich für „inte-

grative“ Politiken notwendige „starke“ Spieler bleiben jedoch außen vor (z.B. Wirtschaft, 

Finanzen, Arbeit und Soziales). 

4. Auf dem Weg zu einer „nationalen Stadtpolitik“? 
 

Insgesamt überwiegt mithin die Skepsis, was die Realisierungschancen einer „nationalen 

Stadtpolitik“ betrifft. Allerdings lassen sich auch Anhaltspunkte dafür entdecken, dass eine 

solche Politik – innerhalb der systembedingten institutionellen Grenzen der bundesstaatlichen 

Ordnung – dennoch Verankerungspunkte finden könnte. Trotz der skizzierten Barrieren für 

die Errichtung einer „nationaler Stadtpolitik“ sind die Argumente der Befürworter einer Stär-

kung der zentralstaatlichen Verantwortungsübernahme für städtische Angelegenheiten nicht 

                                                 
10 An dieser Stelle wird bewusst auf den Principal-Agent-Ansatz Bezug genommen, da neben den geschilderten 
horizontalen Koordinationsproblemen die im Principal-Agent-Ansatz thematisierten vertikalen Agenturprobleme 
virulent werden, die aus Informationsasymmetrien („hidden information“) und Opportunismus („hidden action“) 
entstehen. Durch fehlende klare Verantwortungsstrukturen für nationale Stadtpolitik auf kommunaler Ebene 
werden diese zusätzlich verstärkt. 
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von der Hand zu weisen. Zudem zeichnen sich insbesondere zwei Entwicklungen ab, die auf 

die reale Stärkung dieses Politikmodus hindeuten: 

 

• Erstens sprechen die ‚Anpassungserfolge’, die die Europäische Union seit Ende der 

1980er Jahre insbesondere im Bereich der Regional-, Struktur- oder Kohäsionspolitik 

auf Ebene der Mitgliedstaaten verbucht hat dafür, dass der europäische Integrations-

prozess den angesichts der dargelegten Schwierigkeiten notwendigen ‚Rückenwind’ 

für die Errichtung einer nationalen Stadtpolitik auch in Deutschland erzeugen könnte.  

• Zweitens können sich die Protagonisten einer nationalen Stadtpolitik in jüngerer Zeit – 

scheinbar paradoxerweise – auf die Unterstützung zahlreicher Städte und Gemeinden 

und ihrer Spitzenverbände berufen. 

 

Seit Mitte der 1990er Jahre hat sich die EU als eine wesentliche Triebkraft für die ‚Entde-

ckung’ des Themas Stadtentwicklung als staatliches Aufgabenfeld auch in denjenigen EU-

Mitgliedstaaten erwiesen, die bis dato keine nationale Stadtpolitik gekannt haben (van den 

Berg 2004). Dabei hat die EU-Kommission insbesondere im Bereich der europäischen Struk-

turpolitik bereits seit 1989 zahlreiche Politikinitiativen nicht nur zum ökonomischen Dispari-

tätenausgleich im stadtregionalen Raum, sondern auch zur Entwicklung einer integrativen und 

nachhaltig wirksamen Stadtentwicklungsförderung gestartet. Einschlägig sind die Städtischen 

Pilotprojekte ab 1989 und die regionalpolitischen Gemeinschaftsinitiativen URBAN I (1994-

1999) und URBAN II (2000-2006), die auch in Deutschland umgesetzt wurden und hier un-

geachtet ihrer vergleichsweise geringen Reichweite11 wesentliche Impulswirkungen auf die 

fachliche und politische Debatte um eine nationale Stadtpolitik entfaltet haben (Eltges 2005). 

 

Der Anspruch insbesondere des BMVBS an der Errichtung einer nationalen Stadtpolitik speist 

sich aus den seit 1996 kontinuierlich weiterentwickelten Initiativen der EU zugunsten der 

Förderung einer nachhaltigen Stadtentwicklung (vgl. Eltges 2005: 135). Dabei erscheinen die 

Hoffnungen des Bundesministeriums, den europäischen Schwung für eigene Maßnahmen 

nutzen zu können, als nicht unbegründet. So konnte die EU über ihre Regionalpolitik seit der 

grundlegenden Reform der europäischen Strukturfonds im Jahr 1988 vor allem auf die inhalt-

                                                 
11 Insgesamt wurden aus Mitteln der GI URBAN zwischen 1994 und 1999 EU-weit 118 Städte mit einer über die 
gesamte Laufzeit verteilten Fördersumme von 951 Millionen Euro gefördert. Zwölf davon lagen in Deutschland 
(darunter acht einschließlich Berlin in Ostdeutschland), das während der ersten Laufzeitperiode 110 Millionen 
Euro Fördergelder erhielt. In der zurückliegenden strukturpolitischen Förderperiode zwischen 2000 und 2006 
wurden mit URBAN II insgesamt 70 europäische Städte mit 700 Millionen Euro gefördert, darunter 13 in 
Deutschland, in das in diesem Zusammenhang circa 150 Millionen Euro an Fördermitteln geflossen sind. 
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liche Gestaltung und strategische Ausrichtung der nationalen Politiken der regionalen Wirt-

schaftsförderung einen nicht unerheblichen Einfluss ausüben (Hoppe/Voelzkow 2001; Axt 

2006). Die jüngsten Entwicklungen in diesem Bereich lassen erkennen, dass die europäische 

regionalpolitische Einflussnahme auch zur Verankerung der Stadtentwicklung als gesamt-

staatlicher Politikaufgabe in den Mitgliedstaaten beitragen könnte. So hat nicht nur die Euro-

päische Kommission in ihren oben erwähnten „Kohäsionsleitlinien“ für die strukturpolitische 

Förderperiode 2007-13 Stadtentwicklung im Lichte der Ziele der Lissabon-Agenda der EU als 

eine Policy-Aufgabe von gesamteuropäischer Relevanz definiert (Rat der EU 2006: 30). Die 

Regierungen der Mitgliedstaaten haben die „nachhaltige Stadtentwicklung“ mit der Annahme 

der erneuerten Strukturfondsverordnungen für 2007-13 zudem in den „mainstream“ der För-

derungsgegenstände des Europäischen Regionalfonds (EFRE) (Art. 8 EFRE VO) und des 

Europäischen Sozialfonds (ESF) (Art. 4 ESF VO) aufgenommen. In Deutschland, wo die 

Umsetzung der EU-Strukturfondsprogramme in die Zuständigkeit der Länder fällt, enthalten 

alle mittlerweile von der EU-Kommission für den neuen Förderzeitraum genehmigten Opera-

tionellen Programme – wenn auch mit variierender Gewichtung – u.a. einen stadtentwick-

lungspolitischen Schwerpunkt.  

 

Neben dem europäischen Hintergrund für die mögliche Realisierung einer nationalen Stadtpo-

litik in Deutschland können sich deren Protagonisten auch auf die Unterstützung zahlreicher 

Städte und Gemeinden berufen. Wurde der Anspruch nationaler Stadtpolitik lange Zeit als 

unzulässiger Eingriffsversuch in die kommunale Selbstverwaltung kategorisch abgewiesen, so 

sprechen sich mittlerweile der Deutsche Städtetag und der Deutsche Städte- und Gemeinde-

bund für eine bundesstaatliche Unterstützung der Kommunen zur Bearbeitung bundesweit 

auftretender und damit gemeinsamer Probleme wie etwa der sozialen Segregation aus (vgl. 

die Beiträge in „Der Städtetag“ 04/2007). Auch der – zumindest politisch erklärte – Erfolg des 

Programms „Soziale Stadt“ weist in diese Richtung. Die Städte erscheinen hier in mehrfacher 

Hinsicht zwiegespalten. Zum einen stellt die bundespolitische Aufmerksamkeit eine Bestäti-

gung der bereits seit Mitte der 1980er Jahre im Rahmen der kommunalen Sozialberichterstat-

tung eingeforderten gesamtstaatlichen Anerkennung insbesondere sozialer städtischer Prob-

lemlagen dar. Im Lichte nachlassender Haushaltkraft der Kommunen wird diese Anerkennung 

noch zusätzlich bedeutsam. Auf der anderen Seite betonen die Städte zugleich auch ihr 

Selbstverwaltungsrecht. Der Staat soll (vor allem in finanzieller Hinsicht) unterstützend auf 

die städtische Entwicklung einwirken, ohne allerdings harte Eingriffsrechte in die kommunale 

Selbstverwaltung zu bekommen. Die Länder begrüßen zusätzliche Investitionsprogramme des 
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Bundes, wobei auch hier die üblichen vom Finanzausgleich getriebenen Konfliktkonstellatio-

nen zwischen Geber- und Nehmerländern zu beobachten sind und die Vorbehalte bei den süd-

deutschen Ländern tendenziell stärker ausgeprägt sind als in den Empfängerländern. Gleich-

zeitig lehnen sie jedoch die Formulierung einer eigenständigen Stadtentwicklungspolitik 

durch den Bund mit Hinweis auf die eigenen föderalen Zuständigkeiten ab (vgl. Häußermann 

2005: 4). 

 

Allerdings lassen die Vorteile einer dezentralen Aufgabenwahrnehmung durch die Kommu-

nen vor Ort eine generelle Stärkung der kommunalen städtischen Selbstverwaltung als alter-

nativen Weg erscheinen. Die Problemlösungsfähigkeit der Kommunen sollte nicht unter-

schätzt werden. Die bereits angesprochenen Aufgabenübertragungen auf die Kommunen im 

Rahmen der Verwaltungsstrukturreformen der Länder weisen darauf hin, dass dort neben Ein-

sparpotentialen auch ausreichende Handlungskompetenz vermutet wird (vgl. Wollmann 

2007).12 Berichte über innovative Problemansätze in einzelnen Vorreitergemeinden etwa mit 

Blick auf die Lösung der demographischen Herausforderung (Stichwort: Kinderfreundliche 

Stadt, altengerechte Stadt) deuten ebenfalls in diese Richtung. Innovationsfähigkeit vor Ort 

kann kaum in fernen Ministerialverwaltungen geschaffen werden. Insofern ist fraglich, ob 

eine aufgabenbezogene Zuweisung aus Fördertöpfen ein modellhafter Weg der Politik gegen-

über den Städten darstellt. Sollte nicht vielmehr der kommunale Handlungsspielraum in den 

wesentlichen Themengebieten gestärkt werden?  

 

Kommunaler Handlungsspielraum kann in verschiedenen Bereichen thematisiert werden, da-

bei ist insbesondere die finanzielle Dimension zu nennen. Zwar ist es unstrittig, dass die mo-

mentane Struktur und Ausgestaltung der kommunalen Finanzen nicht sinnvoll ist und es exis-

tieren durchaus politikfähige Vorschläge zur Reform, aber angesichts der Haushaltsdefizite 

der anderen föderalen Ebenen und der fehlenden formellen Vetomacht der Kommunen schei-

tern diese regelmäßig. Auf der anderen Seite hat ‚Kirchturmsmentalität’ in manchen Gemein-

den sich in der Vergangenheit als Hindernis für eine effiziente und effektive Verteilung knap-

per Ressourcen erwiesen, so dass eine zentrale, möglicherweise nicht nur auf Länder-, son-

dern darüber hinaus auf Bundesebene angesiedelte Koordinationstätigkeit im erweiterten Eu-

                                                 
12 Dies Argument gilt allerdings nicht für alle Aufgabenbereiche. Im Umweltschutz deuten sich im Bereich der 
Kommunalisierung vormals staatlicher Aufgaben eher problematische Effekte an (vgl. Bauer u.a. 2007), denkt 
man daran, die Ausweisung von Hochwasserschutzgebieten oder von Naturschutzgebieten sowie die Gewerbe-
aufsicht über gefährliche Anlagen an die Kommunen zu geben. Hier besteht die Gefahr eines Auseinanderfallens 
von Verursachern und Betroffenen von Maßnahmen, die Gefahr einer Politisierung der Aufgabenwahrnehmung 
durch die Vermischung von Wirtschaftsförderungs- und Umweltinteressen. Zudem ergeben sich Möglichkeiten 
eines „kalten“ Aufgabenabbaus. 
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ropa sich als sinnvoll erweisen könnte. Abgesehen von den dargelegten objektiven Hindernis-

sen auf dem Weg zu einer nationalen Stadtpolitik wird es darauf ankommen, eine ausgewoge-

ne Mischung zwischen staatlicher Intervention und Wahrung oder zusätzlicher Stärkung der 

kommunalen Selbstverwaltung zu finden. Nationale Stadtpolitik entfaltet dann einen ‚Mehr-

wert’, wenn es ihr gelingt, zentrales Management von Informations- und Erfahrungsaustausch 

zu gewährleisten, im Notfall, wenn das endogene Potential der Kommunen zur Problemlö-

sung nicht ausreicht, als subsidiäre Hilfe einzuspringen und darüber hinaus mit entsprechen-

den Modellprojekten kommunale Eigeninitiative und Innovationskraft zu stärken. Eine 

Schlüsselfrage ist dabei, wie es gelingen kann, für nationale Stadtentwicklungspolitik nicht 

nur Kommunen als Verbündete zu gewinnen, sondern auch alle einschlägigen Ministerien auf 

den einzelnen Ebenen.  
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